Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 3878 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 26, Februar 1969 
am Freitag, dem 28. Februar 1969 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


1. Abgeordneter Welche Aufträge der Bundesregierung sind 
Borm bisher nicht ausgeführt worden, so daß ein 

„Gesamtdeutsches Institut — Bundesanstalt 
für gesamtdeutsche Angelegenheiten" geschaf- 
fen werden mußte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung den Vorschlag 
Matthöfer des neuen amerikanischen Präsidenten, durch 

eine Novellierung des Bail Reform Act von 
1966 eine Art Vorbeugungshaft einzuführen? 


3. Abgeordneter Welche Argumente wurden nach Kenntnis der 
Matthöfer Bundesregierung bisher von amerikanischen 

Senatoren und Juristen gegen solche Erwä- 
gungen vorgetragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


4. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost 
Frau Blohm — ebenso wie devisenschwache Länder und 

die Zone — künstliche Fehldrucke von Post- 
wertzeichen herstellen läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


5. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Bereitschaft gibt es sowohl von deut- 
scher als auch von exii-polnischer Seite, um in 
der Bundesrepublik Deutschland ein polnisches 
Gymnasium zu errichten? 


Drude: Budidruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


6. Abgeordneter Wie hoch werden voraussichtlich die Subven- 
Jung tionen aus dem Bundeshaushalt sein, die dafür 

gezahlt werden müssen, daß der Preis der 
Saar-Kohle, die Frankreich nach Artikel 83 
des Saarvertrages aus der Förderung der Saar- 
bergwerke abzunehmen verpflichtet ist, auf 
Grund eines Kabinettsbeschlusses vom 19. Fe- 
bruar 1969 den französischen Abnehmern ge- 
genüber gesenkt wird? 


7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, an Stelle der 
Jung zwei für 1969 vorgesehenen beschränkten 

Wettbewerbe für ihre Baumaßnahmen öffent- 
liche Architektenwettbewerbe auszuloben? 


8. Abgeordneter 

Jung 


Von wem und nach welchen Gesichtspunkten 
werden die wenigen Architekten für die be- 
schränkten Wettbewerbe ausgewählt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


9. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem in Dis- 
kussion befindlichen Plan des Baues einer 
Autobahn Puttgarden — Lübeck — Lüne- 
burg — Wolfsburg — Braunschweig — Nord- 
harz — Seesen zur Erschließung des Gebietes 
unmittelbar am Zonenrand näher zu treten? 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Anwei- 
Dr. Jahn sung des Bundesverkehrsministers von Okto- 

(Braunschweig) ber 1967 an die obersten Straßenbaubehörden 
der Länder, in der Zukunft keine weiteren 
Rastplätze mehr nach ostdeutschen Städten 
zu benennen, rückgängig zu machen? 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der 
Hölzle Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

für eine Aufnahme der Remstalbahn bis Aalen 
in die Liste der zu elektrifizierenden Strek- 
ken einzusetzen? 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 
Hölzle dieser Strecke erhebliche betriebstechnische 

Erleichterungen und wesentliche Kostenein- 
sparungen möglich sind, wenn durch eine Elek- 
trifizierung auf ein Umspannen durchgehender 
Züge in Schorndorf verzichtet werden kann? 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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13. Abgeordneter 

Dr. Apel 


14. Abgeordneter 
Ramms 


15. Abgeordneter 

Ramms 


16. Abgeordneter 

Ramms 


17. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


18. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


19. Abgeordneter 
Dröscher 


20. Abgeordneter 
Dröscher 


Ist die Bundesregierung bereit, das unter 
Druck der brasilianischen Regierung in Rio 
de Janeiro am 29. November 1968 abgeschlos- 
sene Konferenzabkommen im Brasilien/Euro- 
pa-Verkehr in eig zwischenstaatliches Abkom- 
men über die Gewährung von Kapitalhilfe auf- 
zunehmen, obwohl die brasilianische Regie- 
rung die Einfuhrlizenzen weiterhin mit der 
flaggendiskriminierenden Auflage versieht, 
der Seetransport sei nur unter brasilianischer 
Flagge durchzuführen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, mit dem 
Schreiben an die Länder eine verstärkte Wer- 
bung für das Fahrverbot der Lastkraftwagen 
in Spitzenzeiten des Berufsverkehrs, samstags 
und sonntags und zu Beginn und Ende der 
Ferien durchzuführen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung den zur 
Versorgung von Industrie und Wirtschaft nö- 
tigen Verkehr auf andere Straßen abzuleiten, 
um keine Gefährdung in der Versorgungslage 
aufkommen zu lassen? 


Ist von der Bundesregierung ein Ausnahme- 
kataiog für leicht verderbliche Güter (Obst, 
Gemüse und andere Lebensmittel) vorgese- 
hen? 

Wann ist mit der Auftragsvergabe der Bau- 
arbeiten für die Donaubrücke östlich Deggen- 
dorf der Bundesautobahn Regensburg — Passau 
zu rechnen? 

Wird bei den Vorarbeiten für den zweiten 
Ausbauplan für Buiidesfernstraßen auch der 
Gedanke angemessene Berücksichtigung fin- 
den, daß die Dringlichkeit des Ausbaus nicht 
nur nach dem Verkehrsaufkommen, sondern 
auch nach dem verkehrserschließenden und 
verkehrsentlastenden Effekt beurteilt werden 
muß? 

Muß es nicht als Widerspruch erscheinen, 
wenn einerseits erkannt ist, daß in das 
Bundes- und EWG-Aufbaugebiet Westpfalz, 
durch das die Glantalbahn führt, erhebliche 
öffentliche Mittel investiert werden sollen, um 
es wirtschaftlich zu fördern, und zur gleichen 
Zeit der als Verkehrsträger dienende Bahn- 
strang, dessen Rentabiltät durch die wirtschaft- 
liche Belebung mitangehoben werden könnte, 
kurz vor dem Wirksamwerden der Förderungs- 
maßnahmen stillgelegt oder doch stark behin- 
dert werden soll, und damit den beabsichtig- 
ten Hilfen gerade entgegengewirkt wird? 

Wird die Bundesregierung der sogenannten 
„Verkraftung des Reiseverkehrs" auf der 
Strecke der Glantalbahn von Staudernheim 
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bis Altenglan und von Glan-Müchweiler bis 
Homburg/Saar-Hbf widersprechen, wenn diese 
Maßnahme offensichtlich im Widerspruch zu 
den raumordnungspolitischen Gesichtspunkten 
und den wirtschaftlichen Entwicklungsaufga- 
ben gerade dieses Gebietes steht? 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
Dr. Gleissner rungen des Direktors des Hamburger Flugha- 
fens, Dr. Uwe Christiansen, zum Thema Flug- 
lärm in Verbindung mit dem Gesetzentwurf 
zum Schutz gegen Fluglarm, daß es die „einzig 
vernünftige Lösung wäre, den Lärm an der 
Quelle zu bekämpfen, d. h., nur solche Flug- 
zeuge zum Verkehr zuzulassen, die leise 
Triebwerke haben“? 

22. Abgeordneter Ist das Urteil dieses Experten zutreffend, „daß 
Dr. Gleissner die Technik heute imstande ist, solche Trieb- 
werke zu bauen, daß ihre Schaliabstrahlung 
um etwa 10 Phon geringer als bei den heute 
üblichen Motoren ist und daß diese Verringe- 
rung etwa einer Reduktion des vom mensch- 
lichen Ohr wahr genommenen Lärms um die 
Hälfte entspricht"? 

23. Abgeordneter Werden solche Triebwerke, die den Lärm ent- 
Dr. Gleissner scheidend reduzieren, bereits gebaut? 

24. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei den nun fertiggestellten 

Josten Plänen zum Ausbau der B 9 bei Remagen die 

große Gefahrenstelle des Engpasses am Apol- 
linarisberg nicht einbezogen wurde? 

25. Abgeordneter Wie steht es mit dem Zeitplan für den Ausbau 

Josten der B 9 von der Landesgrenze Rheinland-Pfalz 

bis zur vierspurigen B 9 bei Sinzig? 

26. Abgeordneter Ist es mit der Regionalen Strukturpolitik der 

Dr, Enders Bundesregierung zu vereinbaren, wenn die 

Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
die beabsichtigte Schließung der Stückgutum- 
ladehalle in Bebra (Zonenrandgebiet) durch- 
führt? 

27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das kürzlich erstellte 

Dr. Enders Gutachten der Hauptverwaltung der Deutschen 

Bundesbahn bekannt, in dem im Widerspruch 
zu den tatsächlichen Verhältnissen für die 
Stückgutumladehalle Bebra eine mangelnde 
Wirtschaftlichkeit angeführt wird? 

28. Abgeordneter Ist es zu verantworten, daß durch Versetzun- 

Dr. Enders gen infolge der beabsichtigten Schließung der 

Stückgutumladehalle Bebra beträchtliche so- 
ziale Härten auftreten, insbesondere für Be- 
dienstete, die aus Vertreibungsgebieten und 
dem anderen Teil Deutschlands stammen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


29. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


30. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


31. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


32. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


Trifft es zu, daß Förderungsniaßnahmen für 
den Aithausbesitz (Darlehen für Instandset- 
zung und Modernisierung) über den Haushalt 
1969 hinaus nicht mehr vorgesehen sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für das 
Jahr 1969 in Bayern bereits jetzt Anträge auf 
Gewährung von Darlehen zur Instandsetzung 
und Modernisierung in Höhe des voraussicht- 
lich auf das Land Bayern entfallenden Förde- 
rungsbetrages des Bundes voriiegen? 

Wird die Bundesregierung entsprechend ihrem 
Agrarprogramm bald Auslegungsrichtlinien er- 
lassen, wonach Außenbereichsfälle im Sinne 
des § 35 Bundesbaugesetz dann großzügiger 
behandelt werden sollen, wenn in räumlichem 
oder persönlichem Zusammenhang mit land- 
wirtschaftlichen Höfen gebaut wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft in 
München Mieterhöhungen in der Höhe von 
über ßOO^^/o vorgekommen sind? 


33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Un- 

Dr. Müller ruhe in der Münchner Bevölkerung wegen 

(München) dieser Mieterhöhungen steigt? 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Ange- 
Dr. Müller messenheitsverordnung für Mieterhöhungen 

(München) bei Großwohnungen in München und Ham- 

burg zu erlassen?' 


35. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Hat die Bundesregierung bereits Vorstellun- 
gen darüber, auf welche Art und Weise die in 
den nächsten Jahren sich auf Grund des Aus- 
laufens oder der Ablösung der sozialen Bin- 
dungskiausel in weiten Bereichen des sozia- 
len Wohnungsbaus für zahlreiche Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, insbesondere aber 
für Angehörige der Bundeswehr ergebenden 
wesentlichen Mieterhöhungen überbrückt wer- 
den können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


36. Abgeordneter Um welchen Betrag sind die Istausgaben für 
Dr. Wuermeling Kindergeld in 1968 hinter dem Haushaltsan- 
satz der Bundesregierung, bzw. hinter dem 
vom Deutschen Bundestag bewilligten Haus- 
haltsansatz zurückgeblieben, obschon die von 
der Bundesregierung zum Ausgleich des Haus- 
halts geforderte Einkommensgrenze beim Kin- 
dergeld vom Deutschen Bundestag abgelehnt 
wurde? 
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37. Abgeordneter Nachdem der Bundeskanzler im Sinne der Er- 
Dr. Wuermeling klärungen der Koalitionssprecher im Deut- 
schen Bundestag an die zuständigen Bundes- 
minister die Anweisung gegeben hat, ent- 
gegen den bisherigen Absichten in der mittel- 
fristigen Finanzplanung ab 1. Januar 1970 eine 
fühlbare Erhöhung der zuletzt per 1. Januar 
1967 angepaßten Kriegsopferrenten vorzuse- 
hen, frage ich, ob der Bundeskanzler in glei- 
chem Sinne eine entsprechende Anweisung zur 
Anpassung der Kindergeldsätze ab 1. Januar 
1970 insbesondere im Hinblick darauf zu ge- 
ben bereit ist, daß die Kindergeldsätze bereits 
drei Jahre länger, nämlich seit 1. Januar 1964 
nicht mehr der allgemeinen Entwicklung an- 
gepaßt wurden? 

38. Abgeordneter Für den Fall einer Verneinung der Frage 37 
Dr. Wuermeling frage ich weiter, ob die Bundesregierung das 

z. Z. in der Ausschußberatung des Deutschen 
Bundestages befindliche Ausbildungstörde- 
rungsgesetz als Ersatz für eine Anpassung der 
Kindergeldsätze ansieht, obschon bekannt ist, 
daß mehr als 95Vo der durch Kindergeld begün- 
stigten Kinder, die bisher keine Ausbildungs- 
beihilfen erhalten, jedenfalls bis 1972 wegen 
des sich über Jahre hinziehenden schrittweisen 
Inkrafttretens der neuen Ausbildungsbeihilfen 
auch weiterhin keine Ausbildungsbeihilfen er- 
halten können? 


39. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Zebisch ähnlich wie in Schweden, neben der Förderung 

des Baus von normalen Siudentenwohnheimen 
auch den Bau von Wohnheimen für Studen- 
tenehepaare zu fördern? 

40. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Kahn-Ackermann rung, den langfristigen Austausch von berufs- 
tätigen jungen Menschen unter Beschäftigung 
im Berufsmilieu im Rahmen des Deutsch-Fran- 
zösischen Jugendwerkes zu steigern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


41. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Wissenschaftsrat ini Zu- 
Dr, Besold sammenhang mit der Prüfung die Umstruk- 

turierung der landwirtschaftlichen Fakultäten 
ursprünglich einen starken Ausbau der land- 
wirtschaftlichen Fakultät Weihenstephan 
empfahl, also die Entwicklungsmöglichkeiten 
Weihenstephans positiv beurteilte und damit 
die Notwendigkeit einer landwirtschaftlichen 
Fakultät in Weihenstephan anerkannt hat? 
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42. Abgeordneter Wenn dies der Fall ist, wieso kommt jetzt 

Dr. Besold plötzlich nur 2 bis v3 Monate später durch die 

Zeitungen die Nachricht, daß der gleiche 
Wissenschaftsrat Weihenstephan von der Mit- 
arbeit in der Agrarforschung ausschließen will, 
obwohl im Raum München durch die land- 
wirtschaftliche Fakultät Weihenstephan und 
die bayerischen Landesanstalten ein Zentrum 
der Agrarforschung existiert, das größer ist 
als in jedem anderen Bundesland? 

43. Abgeordneter Hrd die Bundesregierung bei der Entscheidung 

Kaffka „Karlsruher Kernforschungszentrum dem Na- 

triumbrüter den Vorzug vor dem Dampfbrüter 
zu geben, auch die Argumente berücksichtigt, 
die gegen den Natriumbrüter sprechen? 

44. Abgeordneter Hat die Bundesregierung erwogen, daß hinter 

Kaffka der entschiedenen Fürsprache für den Natrium- 

brüter auch deutliche persönliche Interessen 
stehen könnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ebenso wie in 

Dr. Huys der Schweiz und in der CSSR mit Hilfe der 

Pilzvereine und Pilzberater die Berichte über 
die Pilzvergiftungen statistisch zu erfassen und 
auswerten zu lassen, um die Erfolge der Be- 
handlungsmethoden bei Pilzvergiftungen ver- 
bessern zu können? 

46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Le- 

Dr. Tamble benserwartung zahlreicher Nierenkranker in 

der Bundesrepublik Deutschland, die an einem 
Nierenversagen leiden, steigen würde, wenn 
genügend „künstliche Nieren" zur Verfügung 
ständen? 

47. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß in der ßun- 

Dr. Tamble desrepublik Deutschland nur etwa lOVo der für 

diese Behandlung geeigneten Nierenkranken 
regelmäßig an eine künstliche Niere ange- 
schlossen werden können, da es zu wenig 
Nierenzentren gibt und diese personell und 
materiell noch ungenügend ausgestattet sind, 
während in einigen ausländischen Staaten die 
Verhältnisse günstiger liegen? 

48. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Tamble rnng, ein leistungsfähiges Netz von Nieren- 

zentren mit ausreichender Kapazität zu schaf- 
fen, um den modernen medizinischen Anforde- 
rungen bei der Behandlung schwer Nieren- 
kranker gerecht zu werden? 


7 



Drucksache V/3878 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, 
Langebeck welche Heilerfolge die Klinik für Neurotiker 

in Stuttgart-Sonnenberg seit Oktober 1967 
nachweisen kann? 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit oder in der 

Langebeck Lage, den Bau von Kliniken gleicher Art zu 

fördern, wenn die Heilerfolge in der privaten 
Klinik in Stuttgart-Sonnenberg nachweisbar 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


51. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Höhe des Sach- 
Dr. Hudak Schadens bekannt, der in Universitätsgebäu- 

den, an deren Rektoraten und Einrichtungen 
der Universitätsinstitute seit den Studenten- 
demonstrationen in der Osterwoche 1968 bis 
Ende Januar 1969 in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) ent- 
standen ist? 


52. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Besorgnis der 

Strohmayr deutschen Zirkusunternehmen, daß durch das 

Gastspiel des Staatszirkus der UdSSR ihnen 
bis zu 60Vo der Einnahmen entgehen, weil die 
Gastspielreise in die Hauptspielzeit fällt? 

53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Län- 

Strohmayr dem Baden-Württemberg, Hessen, Saarland 

und Niedersachsen darauf hinzuwirken, daß 
für die wenigen noch nicht eingegangenen Zir- 
kusunternehmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf die Vergnügungsteuer verzichtet 
wird, wie dies die anderen Länder bereits 
getan haben? 

54. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Zebisch die 72 unterirdischen Krankenhäuser, die laut 

Presse- und Fernsehmeldungen für den Ka- 
tastrophenfall gebaut wurden, zur Entlastung 
der überfüllten und zum Teil schlecht ausge- 
statteten kommunalen Krankenhäuser bereits 
jetzt zur Benutzung freizugeben? 

55. Abgeordneter Welche Verbindungen, Verflechtungen und 

Dr. Marx Abhängigkeiten zwischen radikalen Störgrup- 

(Kaiserslautern) pen der sogenannten antiparlamentarischen 

Opposition in Berlin (West) und der Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands bzw. der 
Sozialistischen Einheitspartei Berlins (West) 
sind der Bundesregierung bekannt geworden? 
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56. Abgeordneter 

Moersdi 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit und die Aussichten auf Kostenerspar- 
nis, durch Kursus- und Studiengänge im Fern- 
unterricht die Lehrkapazität der bestehenden 
Hochschulen zu erweitern? 


57. Abgeordneter 

Moersch 

Welche Studiengänge und Einzelkurse können 
nach Ansicht der Bundesregierung im Wege 
des Fernunterrichts durchgeführt werden? 


58, Abgeordneter 

Moersch 

Wieviel Studienplätze an Hochschulen könn- 
ten eingespart werden, wenn sich die Hoch- 
schulen bereit fänden, Kurse und Studiengänge 
durch Fernstudien anzubieten? 


59. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 

Wie sieht die Bundesregierung den bis zur 
Stunde offenbar nicht geklärten protokollari- 
schen Status der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages im öffentlichen Leben im allge- 
meinen und im besonderen in bezug auf die 
Bundesregierung und der Behörden der Bun- 
desrepublik Deutschland, den Regierungen und 
den Behörden der deutschen Länder und den 
Behörden der Gemeinden? 


60. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 

Ist die Bundesregierung gewillt, an ihre nach- 
geordneten Behörden entsprechende Anwei- 
sung zu erteilen bzw. aufklärend zu wirken? 


61. Abgeordneter 
Dr. Hofmann 
(Mainz) 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Protokoll- 
vorstellungen entsprechend zu veröffentlichen? 


62. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

Warum erhalten Beamte des Bundes und der 
Länder sowie Angestellte und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, die Grundwehrdienst 
oder eine Wehrübung abgeleistet haben, nur 
ein entsprechend der hierfür aufgewendeten 
Zeit verkürztes Weihnachtsgeld? 


63. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Interesse 
der Wehrgerechtigkeit, in Zukunft auch dann 
wieder das volle Weihnachtsgeld zu zahlen, 
wenn die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
in dem jeweiligen Jahr Wehrdienst geleistet 
haben? 


64, Abgeordnete 
Frau Freyh 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um über die unmittelbaren Sicherungs- 
maßnahmen auf den von israelischen Maschi- 
nen angeflogenen Flughäfen Frankfurt und 
München hinaus die Zivilluftfahrt ggf. im Zu- 
sammenwirken mit anderen Staaten vor der 
Gefährdung durch Terroranschläge zu schüt- 
zen? 


65. Abgeordneter 
Hermsdorf 

Stimmt der Begriff des Beamten in § 2 Bundes- 
beamtengesetz mit dem Begriff des Berufs- 
soldaten in § 1 Soldatengesetz überein? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


66. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 

Ott hauptung der Vorstände der Kölner Ortsver- 

bände im Bund Deutscher Steuerbeamter, wo- 
nach „die Steuerrückstände im Bundesgebiet 
auf mehr als eine Milliarde DM geschätzt 
werden müssen"? 


67. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 

Ott hauptung, daß „die Steuererhebung ungerecht 

und die Arbeitsbelastung bei den Finanzäm- 
tern immer größer wird und daß die Finanz- 
beamten den Steuerzahlern nicht mehr so hel- 
fen können, wie sie es müßten und gerne 
möchten" ? 

68. Abgeordneter Wenn durch die hohen Steuerrückstände drin- 

Ott gend benötigte Krankenhäuser, Altenheime, 

Kindergärten oder andere caritative Einrich- 
tungen damit nicht finanziert werden können, 
was wird dann beim Eingang dieser Rüdv- 
stände finanziert werden? 

69. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, bis zu wel- 

Geldner ehern Zeitpunkt die von verschiedenen Finanz- 

ämtern verschickten neuen Einheitswertbe- 
scheide der Besteuerung des Grund und Bo- 
dens, des Vermögens, des Gewerbes usw. zu- 
grunde gelegt werden? 

70. Abgeordneter Auf welchem gesetzlichen oder verwaltungs- 

Geldner rechtlichen Weg soll das in Frage 69 er- 

wähnte geschehen? 

71. Abgeordneter Kann die Bundesregierung etwa auf Grund 

Geldner ihrer Gespräche mit den Ländern Auskunft 

darüber geben, ob Steuererhöhungen, die sich 
an und für sich aus den neuen erhöhten Ein- 
heitswerten (200®/o bis 300®/o) ergeben könn- 
ten, durch ausgleichende Steuermaßnahmen, 
z. B. Herabsetzung der Vermögensteuersätze 
oder der Hebesätze der Gemeinden, insgesamt 
wieder neutralisiert werden sollen? 


72. Abgeordneter Erscheint es der Bundesregierung nicht ange- 
Dr. Hauser bracht, § 122 Abs. 3 der Brennereiordnung da- 

(Sasbach) hin gehend zu ändern, daß der Oberfinanzprä- 

sident abweichend von den in § 122 Abs. 1 
der Brennereiordnung festgesetzten sogenann- 
ten regelmäßigen Ausbeutesätzen bei Abfin- 
dungsbrennereien für seinen Bezirk oder Teile 
seines Bezirkes diesen Ausbeutesatz nicht nur 
„angemessen erhöhen", sondern in gleicher 
Weise auch angemessen ermäßigen kann? 
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73. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Ist die in Frage 72 angesprochene Anregung, 
die Kompetenz des Oberfinanzprasidenten hin- 
sichtlich der Festlegung der Ausbeutesätze zu 
erweitern und damit flexibler zu gestalten, 
nicht schon deshalb gerechtfertigt, weil in den 
angestammten Obstbaugebieten, so etwa im 
badischen Mitteliand, das mehrere Hauptzoli- 
amtsbezirke umfaßt, in den letzten Jahren in 
Anpassung an die Verbraucherbedürfnisse in 
weitem Umfang besondere, sehr früh reifende 
Zwetschgensorten angepfianzt wurden, die bei 
Verarbeitung zu Branntwein den auf die spät- 
reifenden, sehr zuckerreidien Hauszwetsch- 
gen abgestellten Ausbeutesatz nie erreichen? 


74. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung für die Hälf- 
Dr. Kempfier te der am 20. Februar 1969 fällig werdenden 
Rate der Beförderungsteuer allgemein in den 
Landkreisen Stundung zu gewähren, die vor- 
aussichtlich unter die begünstigten Gebiete 
im Sinne des § 6 des Gesetzes über die Be- 
steuerung des Straßengüterverkehrs aufge- 
nommen werden? 


75. Abgeordneter In welchem Umfang beabsichtigt die Bundes- 

Gensdier regierung im Jahre 1969 noch den Kapital- 

markt für Anleihen in Anspruch zu nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


76. Abgeordneter 

Dr. Apel 


77. Abgeordneter 

Dr. Apel 


78. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


79. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


80. Abgeordneter 

Dr. Bücher 


Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 
nach denen es nicht mehr möglich sein wird, 
das Projekt „Airbus" unter Beteiligung Groß- 
britanniens zu verwirklichen, so daß nun eine 
bilaterale Lösung zwischen Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland gesucht werden 
soll? 

Haben eingehende Untersuchungen über die 
künftigen Absatzchancen des „Airbus" sicher- 
gestellt, daß dieses Projekt nicht zu Fehlin- 
vestitionen großen Ausmaßes führt? 

Welche Erklärung hat die Bundesregierung 
dafür, daß mit Beginn vom 1. Januar d. J. die 
bisherigen Bezieher der russischen Staatszei- 
tung „Icvestija" nicht mehr beliefert werden? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung — wie 
im Spiegel Nummer 7, Seite 54, berichtet — 
für die nächsten fünf Jahre jährlich 3 Millionen 
Tonnen Rohöl von Frankreich bezieht und 
dieses Rohöl mit einem jährlichen Aufwand 
von 9 Millionen DM subventionieren will? 

Falls die Frage 79 mit ja beantwortet wird: 
Was verspricht sich die Bundesregierung da- 
von? 
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81. Abgeordneter 

Westphal 

Trifft es zu, daß die zuständigen Minister in- 
zwischen entschieden haben, Stillegungsprä- 
mien an solche Zechengesellschaften nicht 
auszuzahlen, deren Zechen vor Inkrafttreten 
der Richtlinien der Aktionsgemeinschaft Deut- 
sche Steinkohlenreviere (sogenannte Vorricht- 
linienfälle) stillgelegt wurden? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

82. Abgeordneter 

Westphal 

Ist die Bundesregierung bei Bejahung von 
Frage 81 bereit, umgehend dafür Sorge zu 
tragen, daß entsprechend einem Beschluß des 
Haushaltsausschusses zum Titel 09 02/683 11 
Zuschüsse zur Abwicklung von Sozialplänen 
an die fünf Kleinzechen gezahlt werden, die 
zu den Vorrichtlinienfällen gehören? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

83. Abgeordneter 

Wächter 

Beabsichtigt die Bundesregierung zur Verwirk- 
lichung des in der Drucksache V/3627 (Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Wächter und der Fraktion der FDP) angekün- 
digten Aktionsprogramms von sich aus den 
Bau eines Tunnels in der Unterweser etwa auf 
der Höhe von Motzen in der Gemeinde Berne 
durchzuführen? 


84. Abgeordneter 
Wächter ^ 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Land Niedersachsen in dem für den Raum 
Nordwest-Niedersachsen aufzustellenden Re- 
gionalprogramms auf die Notwendigkeit der 
in der Frage 83 angesprochenen Maßnahme 
hinweist? 


85. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 

Welche wirtschaftspolitischen Konsequenzen 
beabsichtigt die Bundesregierung aus den mas- 
siven Mahnungen der Deutschen Bundesbank 
in ihrem neuesten Monatsbericht zu ziehen? 


86. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 

Ist die Bundesregierung bereit, die zur Siche- 
rung einer stetigen Konjunktur notwendig 
werdenden Maßnahmen in enger Zusammen- 
arbeit mit der Deutschen Bundesbank durchzu- 
führen? 


87. Abgeordneter 

Borm 

Warum schlägt die Bundesregierung der DDR- 
Regierung nicht einen nahen Termin für das 
grundsätzlich bereits vereinbarte Gespräch 
zwischen den Ministern Schiller und Solle vor? 


88, Abgeordneter 
Dröscher 

Ist die Bundesregierung angesichts der Unge- 
rechtigkeiten, die sich in der Praxis immer 
wieder bei der Abgrenzung der Bundesausbau- 
gebiete ergeben, und insbesondere angesidits 
der wachsenden Bedeutung der Strukturhilfen 
des Bundes und der Europäischen Gemein- 
schaften bereit, durch geeignete Maßnahmen 
darauf hinzuwirken, daß anstelle der dafür oft 
ungeeigneten Kreisgrenzen Abgrenzungsmög- 
lichkeiten gefimden werden, die sich den wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten und den Raum- 
ordnungsaufgaben besser anpassen? 
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89. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Welche Einzelmaßnahmen für die dringend 
notwendige wirtschaftliche Entwicklung der 
Westpfalz hat die Bundesregierung am 11. 
Februar 1969 beschlossen, als sie eine Ent- 
scheidung über den Bau einer Wasserstraße 
von Saarbrücken nach Diliingen und über die 
eine Verbesserung der Infrastruktur bezwek- 
kenden „flankierenden Maßnahmen" getroffen 
hat? 


90. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Ist im Rahmen dieser „flankierenden Maßnah- 
men" eine Förderung von Industrieansiedlun- 
gen in der Westpfalz vorgesehen, die über 
die Anreize und Vorteile der bereits bestehen- 
den Förderungsprogramme hinausgeht, eine 
zügige Industrieansiedlung gewährleistet und 
die verhältnismäßig einseitige Wirtschafts- 
struktur der Westpfalz auflockert? 


91. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung eine end- 
Dr. Müller- gültige Entscheidung darüber treffen, ob sie 

Emmert dem „Saar-Pfalz-Kanal-Projekt" eine Absage 

oder eine Zusage erteilt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Budde das von der Milchwirtschaft geplante Trink- 

milchverkaufssyndikat oder auch eine ähnli- 
che, den Wettbewerb entscheidend hemmende 
Einrichtung, den wohlverstandenen Interessen 
der Verbraucher und der Erzeuger entspräche? 


93. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vor- 
Budde gesehenen monopolistischen Verkaufsregelun- 

gen für Trinkmilch angesichts der besonderen 
Struktur der Molkereiwirtschaft und des Milch- 
handels gleichzeitig zu einer weitgehenden 
Beseitigung des Wettbewerbs auch bei Frisch- 
milchprodukten führen würden? 


94. Abgeordneter Welche eigenen Vorstellungen über die zu- 
Budde künftige Konstruktion des Trinkmilchniarktes 

hat die Bundesregierung entwickelt, nachdem 
sie vor zwei Jahren den Wunsch der Molke- 
reiwirtschaft nach einer Verlängerung der in 
der EWG unerwünschten Gebietsmonopolre- 
gelung in Brüssel durchgesetzt hat? 


95. Abgeordneter Sind Meldungen zutreffend, daß sich Länder 
Dr. Rinderspacher und Städte wegen der angeblich oder tatsäch- 
lich hohen Kosten geweigert haben, sich an der 
Aktion zur Abgabe von einigen tausend Ton- 
nen Butter an Sozialhilfeempfänger zu beteili- 
gen? 


Drucksache V/3878 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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96. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, 

Dr. Rinderspacher daß den zuständigen Verwaltungsstellen tat- 
sächlich unzumutbare Kosten entstehen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

97. Abgeordneter Könnte an einen Ausgleich der den Ländern 

Dr. Rinderspacher und Kommunalverwaltungen entstandenen 
Kosten gedacht werden? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

98. Abgeordneter 

Zebisch 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Teichwirtschaft in den landwirt- 
schaftlichen Problemgebieten, z. B. in der 
Oberpfalz, zu fördern, um dadurch neben In- 
dustrieansiedlungen einen weiteren Anreiz 
zum Strukturwandel zu schaffen? 


99. Abgeordneter 

Marquardt 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Initia- 
tive zur Verlängerung des Mühlengesetzes in 
der Fassung vom 23. Dezember 1966 (BGBl, I 

S. 685) zu ergreifen? 


100. Abgeordneter 

Dr. Mommer 

Hat der Bundesernährungsminister mit seinen 
Bemerkungen in einem RundiUnkvortrag über 
die großen Schwierigkeiten der Anpassung der 
britischen Lebensmittelpreise an die des Ge- 
meinsamen Marktes zum Ausdruck bringen 
wollen, die Bundesregierung teile die Mei- 
nung, das Vereinigte Königreich sei nicht reif 
für den Beitritt zur EWG? 


lOi. Abgeordneter 
Schmidt 

(Kempten) 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung bezüglich des Standortes und der Errich- 
tung der geplanten Zenlralanstalt für das 
Molkereiausbildungs- und -versuchswesen? 


102. Abgeordneter 
Forsch 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß jetzt 
schon bayerische Landv/irtschaftsämter die 
Mitteilung erhalten haben, keine weiteren An- 
träge für landwirtschaftliche Iiivestitionshilfe 
einzureichen, v/eil die für 1969 vorgesehenen 
Mittel bereits verplant seien? 


103. Abgeordneter 

Forsch 

Wenn ja, besteht die Aussicht, daß durch Um- 
planung von Mitteln noch in diesem Jahr wei- 
tere Investitionshilfen zur Verfügung stehen? 



Geschäftsbereich des Bundesmiiiisters für 
Arbeit und Sozialordnung 


104, Abgeordneter Welche Gründe haben den Bundesarbeitsmini- 
Dr. Imle ster veranlaßt, bei seinem bekanntgegebenen 

Gesetzesvorschlag für die Berechtigten nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz die Alters- 
versorgung bereits mit 62 Jahren beginnen zu 
lassen und die ehemaligen Kriegsgefangenen 
und politische Häftlinge, für die gleiche Vor- 
aussetzungen zutreffen, bei diesem Gesetzes- 
vorschlag nicht zu berücksichtigen? 
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105. Abgeordneter 
Dr. Imle 


106. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


107. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 

108. Abgeordneter 

Langebeck 


109. Abgeordneter 

Horstmeier 


110. Abgeordneter 

Exner 


111. Abgeordneter 
Exner 


112. Abgeordneter 

Exner 
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Wird die Bundesregierung bei der Durchfüh- 
rung des vorgenannten Gesetzes Vorhabens da- 
rauf Bedacht nehmen, gleichgelagerte Fälle 
auch gleich zu behandeln, gleichgültig, unter 
welchen Geschädigtenbereich die Einzelperso- 
nen fallen? 


Trifft es zu, daß die Witwen der in Lebach 
Ermordeten nach dem ßundesversorgungsge- 
setz nur 150 DM Grundrente monatlich be- 
kommen, und bei Bedürftigkeit Anspruch auf 
höchstens 150 DM Ausgleichsrente zusätzlich 
haben, die Waisen der Ermordeten 45 DM 
Grundrente, und bei Bedürftigkeit höchsten 
80 DM Ausgleichsrente erhalten können? 


Wenn Frage 106 bejaht wird, welche Ände- 
rungen beabsichtigt die Bundesregierung an 
den Gesetzen und Verordnungen vorzuschla- 
gen? 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
einer erfolgreichen Bekämpfung der Neurose 
für die Sozialversicherungsträger zu? 


Ist es nach bestehendem Recht möglich, daß 
einer Witwe, die bis zu ihrer Wiederverhei- 
ratung eine Hinterbliebenenrente erhielt, diese 
Rente im Falle der Auflösung der zweiten Ehe 
ohne eine neue Prüfung der Anspruchsbedürf- 
tigkeit weiter gewährt wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß man 
in manchen Betrieben bei anstehenden Entlas- 
sungen vielfach zunächst auf solche Arbeitneh- 
mer zurückgreift, die kurz vor Vollendung des 
sechzigsten Lebensjahres stehen und denen 
man von seiten des Arbeitgebers dann bis zur 
Erlangung des Anspruchs auf ein vorgezoge- 
nes Altersruhegeld für ein Jahr zum Arbeits- 
losengeld den vollen Ausgleich bis zur Höhe 
des letzten Nettoentgelts gewährt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Schwer- 
kriegsbeschädigten in Betrieben, in denen Ent- 
lassungen nach den in Frage 110 aufgezeigten 
Gesichtspunkten erfolgen, benachteiligt sind, 
weil es den besonderen gesetzlichen Schutz 
des Arbeitsplatzes für Schwerbeschädigte gibt, 
der Arbeitgebern bei Entlassungen dieses Per- 
sonenkreises zusätzliche Kosten auferlegt? 


Hält es die Bunderegiesrung für angebracht, 
Schwerkriegsbeschädigte vor Benachteiligun- 
gen, wie sie in Frage 110 aufgezeigt sind, 
künftig zu bewahren? 
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113. Abgeordneter Welche geeigneten Maßnahmen beabsichtigt 
Dr. Frerichs die Bundesregierung zu ergreifen, um den 

bereits wieder fühlbaren Mangel an Arbeits- 
kräften, insbesondere in den Ballungszentren, 
zu beheben? 


114, Abgeordneter Wird die Bundesregierung die BfA anweisen, 
Forsch bei der Belegung von Kuiheimen und Sanato- 

rien bevorzugt Kur- und Badeorte im Zonen- 
randgebiet einschließlich private Heime zu 
beschicken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1 15. Abgeordneter Trifft es zu, daß vom Bundesverteidigungs- 

Dr. Bechert ministerium ein Schreiben an die Truppe 

(Gau- herausgegeben wurde, in dem empfohlen 

Algesheim) wurde, für die Hinterbliebenen der in Lebach 

getöteten Soldaten Geld zu sammeln? 

116. Abgeordneter Will die Bundesregierung an der im Ein- 

Hirsch vernehmen mit dem Bundesfinanzminister 

vom Staatssekretär des Bundesverteidigungs- 
ministeriums erteilten Antwort zur Höhe der 
Verteidigungskosten der Mitgliedstaaten der 
NATO (Drucksache V/3814) festhalten, in der 
es heißt, zu den Verteidigungslasten gehöre 
auch die Wiedergutmachung für nationalsozia- 
listisches Unrecht als eine der „Sonderbela- 
stungen, die sich als Folge des Krieges und 
der besonderen Lage des geteilten Deutsch- 
land ergeben"? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
es möglich ist, die bereits begonnene Teil- 
nahme an einem Telekolleg ebenfalls im 
Sinne des Wehrpflichtgesetzes als eine begon- 
nene Ausbildung anzusehen und somit als 
Zurückstellungsgrund bis zum Abschluß des 
Telekollegs anzuerkennen? 

118. Abgeordneter Welche Unterschiede bestehen in der Bewirt- 

Ollesch Schäftung von Offiziersheimen und Unteroffi- 

ziersheimen? 

119. Abgeordneter Falls es Benachteiligungen der Unteroffiziere 

Ollescli bei der Bewirtschaftung von Unteroffiziers- 

heimen gegenüber den Offiziersheimen gibt, 
ist die Bundesregierung bereit, diese unter- 
schiedliche Behandlung in Zukunft aufzuge- 
ben? 


117. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


120. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


121. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 

122. Abgeordneter 

Matthöfer 


123. Abgeordneter 

Raffert 


124. Abgeordneter 

Raffert 


125. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


126. Abgeordneter 

Strohmayr 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung auf der Konferenz des Minister- 
rates der Westeuropäischen Union am 6./7. 
Februar d. J. in Luxemburg freiwilligen Kon- 
sultationen über außenpolitische Fragen unter 
den 7 Mitgliedstaaten der WEU nur unter 
Vorbehalten zugestimmt bzw. verfassungs- 
rechtliche Bedenken dagegen geäußert hat? 

Welche Gründe waren im einzelnen für diese 
Haltung der Bundesregierung ausschlagge- 
bend? 

Trifft es zu, daß dem spanischen Informations- 
minister am 12. Februar 1969 das Große Ver- 
dienstkreuz der Bundesrepublik Deutschland 
mit Schulterband und Stern überreicht wurde? 

Welche besonderen Verdienste hat sich der 
spanische Informationsminister Manuel Fraga 
Iribarne um den „demokratischen und sozia- 
len Bundesstaat" Bundesrepublik Deutschland 
erworben, die es gerechtfertigt erscheinen las- 
sen, ihm einen so hohen Orden zu verleihen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um zu verhindern, daß die 
Überreichung von Bundesverdienstorden an 
Angehörige von Regierungen erfolgt, die in 
ihrem Lande den Ausnahmezustand verhängt 
haben? 

Wann wird die von Herrn Botschafter von 
Herwarth geleitete Kommission ihren Bericht 
zu dem Sonderproblem „Deutsch-englische 
Handelskammer" vorlegen? 

Was kann die Bundesregierung tun, damit 
deutsche Zirkusunternehmen die Sowjetunion 
in der gleichen Weise bereisen können, wie 
dies der sowjetische Staatszirkus von Februar 
bis Juni in der Bundesrepublik Deutschland 
kann? 


127. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, sich an ei- 
Kahn-Ackermann ner Sanierung des Tempels von Borobadur in 
Zentraljava materiell zu beteiligen? 


128. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Stän- 
Kahn-Ackermann digen Konferenz der Kultusminister der Län- 
der darauf hinzuwirken, daß ausländische Stu- 
denten, die in der Bundesrepublik Deutschland 
Fächer studieren, für die es häufig keine Ab- 
schlußzeugnisse gibt, solche den Bestimmun- 
gen ihrer Länder entsprechenden Dokumente 
ausgefertigt werden, damit ihre Studien in der 
Bundesrepublik Deutschland in ihren Heimat- 
ländern anerkannt werden? 
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129. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


130. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


131. Abgeordneter 

Deringer 


132. Abgeordneter 

Deringer 


133. Abgeordneter 

Deringer 


134. Abgeordneter 

Ertl 


135. Abgeordneter 

Ertl 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Trifft es zu, daß am Montag, dem 27. Januar 
1969, wenige Stunden nach der Vollstreckung 
der Todesurteile an angeblichen Spionen, eine 
„Freundschaftsgesellschaft DDR — Irak" in Bag- 
dad gegründet worden ist? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um zu den großen Bemühungen in Ne- 
pal — u. a. die deutsche technische Schule und 
die wissenschaftlichen Arbeiten des Thyssen- 
Hauses in Katmandu ■ — • wenigstens eine 
Möglichkeit zu schaffen, in diesem befreun- 
deten Land die deutsche Sprache zu lehren 
und zu erlernen, eventuell als Lektorat an der 
dortigen neuen Universität? 


Wann hat die Bundesregierung erfahren, daß 
in den Nächten vom 9. zum 10. und vom 10. 
zum 11. Februar 1969 vier Flugzeuge der Ver- 
sorgungsluftbrücke der kirchlichen Hilfswerke 
von der Insel Sao Tome in den Kessel von 
Biafra bei ihrer Landung auf dem Notflugha- 
fen Uli von Flugzeugen der nigerianischen 
Streitkräfte erneut bombardiert und durch 
Bombensplitter beschädigt wurden, so daß sie 
zwar zurückfliegen konnten, aber für längere 
Zeit ausfallen? 

Hat die Bundesregierung die Gelegenheit des 
Besuches des englischen Premierministers be- 
nutzt, um ihn über die große Sorge zu unter- 
richten, die weite Kreise der deutschen Öffent- 
lichkeit angesichts der menschlichen und poli- 
tischen Probleme in Biafra erfüllt? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um zu verhindern, daß die unter 
starker Beteiligung der deutschen kirchlichen 
Hilfswerke durchgeführten Hilfsmaßnahmen 
für die Frauen und Kinder in Biafra durch 
militärische Maßnahmen der Regierung von 
Nigeria behindert und dabei beteiligte deut- 
sche Staatsangehörige gefährdet werden? 


Worauf stützt sich die Meinung der Bundes- 
regierung, daß WEU-Ratssitzungen einstim- 
mig einberufen werden müssen, nachdem der 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes ur- 
sprünglich dem französischen Botschafter er- 
klärt hatte, die Bundesregierung könne sich 
seiner Meinung nicht anschließen, daß Sit- 
zungen ohne Teilnahme französischer Vertre- 
ter „illegal" seien? 


Welche „Bedrohung des Friedens" oder „Ge- 
fährdung der wirtschaftlichen Stabilität" hat 
es der Bundesregierung geboten erscheinen 
lassen, an der von Frankreich nicht gewünsch- 
ten WEU-Ratssitzung in London teilzuneh- 
men? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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136. Abgeordneter Wie vertragen sich die Äußerungen des frühe- 

Ertl ren französischen Ministerpräsidenten Pompi- 

dou und des Bundesernährungsministers Hö- 
cherl, wonach in absehbarer Zeit mit einer 
Aufnahme Großbritanniens und weiterer bei- 
trittswilliger Länder in die EWG nicht zu rech- 
nen sei, mit dem Geist der Römischen Ver- 
träge, die ausdrücklich eine Erweiterung der 
Scchsergenieinschaft verlangen? 

137. Abgeordneter Ist es mit den Rechten und Pflichten einer 

Logemann Europäischen Kommission vereinbar, daß sie 

in einer von ihr herausgegebenen Zeitschrift 
und in einem von ihr autorisierten Artikel 
(„Der Mansholt-Plan: Höhere Einkommen für 
Europas Bauern" in „Europäische Gemein- 
schaften" 1/1969, S. 14 ff.) die von einem 
deutschen Staatssekretär im Bulletin der Bun- 
desregierung vertretene Forderung nach An- 
wendung des sogenannten Verursachungsprin- 
zips bei der EWG-Agrarfinanzierung als „Krä- 
mer-Denken" bezeichnet? 

138. Abgeordneter Gehört zu den Aufgaben einer Europäischen 

Logemann Kommission außer der Information der Presse 

auch die Honorierung von Journalisten, die 
an illustrierten Zeitschriften mitarbeiten? 

139. Abgeordneter Welchen Betrag wenden die Europäischen Ge- 

Logemann meinschaften aus Steuergeldern der sechs Län- 

der für die Öffentlichkeitsarbeit und dabei be- 
sonders für die Herausgabe von illustrierten 
Zeitschriften in mehreren Sprachen auf? 


Bonn, den 21. Februar 1969 
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